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ikr: Regierung verabschiedet Stellungnahme betreffend die Totalrevision des
Gerichtsgebührengesetzes

Vaduz (ots/ikr) -

In seiner Sitzung vom Dezember 2016 hat der Landtag anlässlich der ersten Lesung die von der Regierung vorgeschlagene
Totalrevision des Gerichtsgebührengesetzes ausdrücklich begrüsst.

Ziel dieses Projekts ist es, ein einheitliches und nachvollziehbares Gerichtsgebührensystem zu schaffen, das für die Zukunft ein
höheres Mass an Rechtsklarheit und an Rechtssicherheit garantiert. Zu diesem Zweck soll in Liechtenstein ein
Pauschalgebührensystem nach österreichischem Vorbild eingeführt werden.

Im Rahmen der nun verabschiedeten Stellungnahme geht die Regierung auf die Fragen der Abgeordneten ein, die bei Behandlung
der Vorlage im Landtag gestellt worden sind. Abgesehen von ein paar kleineren inhaltlichen Änderungen soll an der bereits im
Bericht und Antrag vorgeschlagenen Neuregelung festgehalten werden.
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Diese Meldung kann unter https://www.presseportal.ch/de/pm/100000148/100800218 abgerufen werden.
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